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BGH 2 StR 530/24 - Beschluss vom 7. Januar 2025 (LG K&ln)

Notwehr (Gegenwirtigkeit: Wiederholungsgefahr; Verteidigungswille).

§ 32 StGB
Leitsatz des Bearbeiters

Ein gegenwartiger Angriff dauert nach einer Verletzungshandlung so lange an, wie eine Wiederholung und
damit ein erneutes Umschlagen in eine Verletzung unmittelbar zu befiirchten ist. Dabei kommt es auf die
objektive Sachlage an. Entscheidend sind dabei nicht die Befiirchtungen des Angegriffenen, sondern die
Absichten des Angreifers und die von ihm ausgehende Gefahr einer (neuerlich oder unveréandert)
fortdauernden Rechtsgutverletzung. Fiir die Beurteilung der Notwehrlage ist auf den Zeitpunkt der
Tathandlung, mithin des Einsatzes des Tatwerkzeugs, abzustellen, so dass es darauf ankommt, wie sich die
Situation in diesem Moment darstellte.

Entscheidungstenor

Auf die Revision des Angeklagten wird das Urteil des Landgerichts Kéln vom 24. Juni 2024 mit den Feststellungen
aufgehoben.

Die Sache wird zu neuer Verhandlung und Entscheidung, auch tber die Kosten des Rechtsmittels, an eine andere
als Schwurgericht zusténdige Strafkammer des Landgerichts zuriickverwiesen.

Griinde

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen Totschlags zu einer Freiheitsstrafe von vier Jahren verurteilt. Zudem hat es
seine Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus angeordnet. Hiergegen wendet sich der Angeklagte mit
seiner auf die Verletzung formellen und materiellen Rechts gestiitzten Revision. Das Rechtsmittel hat Erfolg.

1. Die Verfahrensrige ist nicht ndher ausgefihrt und daher gemaR § 344 Abs. 2 Satz 2 StPO unzulassig.

2. Die Erwagungen, mit denen das Landgericht eine Rechtfertigung des Angeklagten durch Notwehr verneint hat, weisen
jedoch Rechtsfehler auf. Dies fuhrt auf die Sachrige zur Aufhebung des Urteils.

a) Das Landgericht hat folgende Feststellungen und Wertungen getroffen:

Der Angeklagte lebte zusammen mit dem spateren Tatopfer und einer weiteren Mitbewohnerin in einer Wohngruppe fiir
beeintrachtigte und benachteiligte Menschen. Zwischen der Schwester des Angeklagten, die dessen Betreuung
Ubernommen hatte, und dem Geschéadigten kam es mit der Zeit zu Streitigkeiten, in die der Angeklagte auf der Seite
seiner Schwester immer haufiger hineingezogen wurde und die oft nur durch hinzugerufene Einsatzkrafte der Polizei
aufgel6st werden konnten.

Am 31.0Oktober 2023 erteilte die Polizei der Schwester des Angeklagten nach einem vorangegangenen Streit mit den
Mitbewohnern des Angeklagten einen Platzverweis. Der Angeklagte und seine Schwester hielten sich daraufhin bis ca.
16.00 Uhr in einem nahegelegenen Café auf. Der Geschadigte berichtete seiner Mitbewohnerin in der Folge
aufgebracht, dass der Angeklagte ihm telefonisch Schidge angedroht habe. Diesen Vorfall meldete er gegen 17.00 Uhr
personlich auf einer Polizeiwache. Nach seiner Ruickkehr in die Wohngruppe suchte der Geschadigte erneut seine
Mitbewohnerin auf und teilte dieser mit, dass er den Angeklagten schlagen wolle. Er begab sich zum Zimmer des
Angeklagten und trat und schiug mehrfach gegen die Zimmertir. Dabei rief er: ,Was willst du von mir? Lass mich in
Ruhe!* und: ,Komm mach die Tur auf, komm doch raus!* Nachdem der Angeklagte seine Zimmertir geoffnet hatte,
versetzte der Geschéadigte ihm mindestens einen Faustschlag in das Gesicht. Der Angeklagte, dessen Nase leicht zu
bluten begonnen hatte, ergriff daraufhin ein Kiichenmesser mit einer Klingenldnge von ca. 9 cm, das sich in seinem
Zimmer befand. Aus Verargerung Uber die ihm zugefiigten Schlage fuhrte er mehrfach mit dem Messer Stichbewegungen
in Richtung des Geschéadigten aus. Dieser konnte mit seinen Armen und Handen mindestens vier Stiche abwehren.
Sodann versetzte der Angeklagte dem Geschadigten gezelt einen wuchtigen Stich mit dem Messer in die linke
Brustkorbvorderseite. AnschlieBend zog er das Messer ein Stiick zurlck, richtete es neu aus und stieR} dieses abermals
in den Oberkérper des Geschédigten. Dabei nahm der Angeklagte den Tod des Geschadigten zumindest billigend in Kauf.
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Der Geschadigte wandte sich daraufhin vom Zimmer des Angeklagten ab und brach auf dem Gemeinschaftsflur
zusammen. Er verstarb trotz zeitnaher arztlicher Versorgung am selben Tag infolge eines Blutvolumenmangelschocks.

Das Landgericht hat eine Rechtfertigung der todlichen Stiche als Notwehr gemaR} § 32 StGB verneint. Es gebe keine
Anhaltspunkte dafir, ,dass der Angeklagte die Tat zum Zweck der Verteidigung gegen einen gegenwartigen Angriff und
nicht blo3 aus Verérgerung nach einem bereits abgeschlossenen Angriff vorgenommen habe. Die Strafkammer sei nicht
gehalten, die denktheoretisch giinstigsten Tatsachen fir den Angeklagten zu unterstellen.

b) Die Strafkammer hat die Md&glichkeit einer Notwehr des Angeklagten im Zeitpunkt der Abgabe der tédlichen Stiche
nicht rechtsfehlerfrei ausgeschlossen.

aa) Nicht rechtswidrig handelt derjenige, der eine Tat begeht, die durch Notwehr oder Nothilfe geboten ist (§ 32 Abs. 1
StGB). Voraussetzung fir die Rechtfertigung einer Rechtsgutverletzung als Verteidigung ist das Bestehen einer
Notwehrlage zum Zeitpunkt der Tat, die ihrerseits einen gegenwartigen rechtswidrigen Angriff fir ein notwehrfahiges
Rechtsgut des Taters (Notwehr) oder eines Dritten (Nothilfe) voraussetzt (§ 32 Abs. 2 StGB). Ein gegenwartiger Angriff
dauert nach einer Verletzungshandlung so lange an, wie eine Wiederholung und damit ein erneutes Umschlagen in eine
Verletzung unmittelbar zu befiirchten ist. Dabei kommt es auf die objektive Sachlage an. Entscheidend sind dabei nicht
die Befurchtungen des Angegriffenen, sondern die Absichten des Angreifers und die von ihm ausgehende Gefahr einer
(neuerlich oder unverandert) fortdauernden Rechtsgutverletzung (vgl. BGH, Beschluss vom 9. September 2024 - 2 StR
211/24, Rn. 14 mwN). Fir die Beurteilung der Notwehrlage ist auf den Zeitpunkt der Tathandlung, mithin des Einsatzes
des Tatwerkzeugs, abzustellen, so dass es darauf ankommt, wie sich die Situation in diesem Moment darstellte (vgl.
BGH, Beschluss vom 25. Oktober 2022 - 5 StR 276/22, BGHR StGB § 32 Abs. 2 Erforderlichkeit 24, Rn. 17; BeckOK-
StGB/Momsen/Savi¢, 64. Edition, § 32 Rn. 16; MUKoStGB/Erb, 5. Aufl., § 32 Rn. 34).

bb) Gemessen daran halt die rechtliche Wirdigung der Strafkammer der revisionsrechtlichen Nachprifung nicht stand.
Die Annahme des Tatgerichts, es seien keine Anhaltspunkte dafir gegeben, dass ein gegenwartiger Angriff des
Geschadigten noch vorgelegen habe, ist nicht tragfahig belegt.

Die Urteilsgrinde lassen offen, ob der von dem Geschédigten begonnene Angriff auf den Angeklagten zum Zeitpunkt des
tédlichen Messereinsatzes beendet war. Die Feststellungen belegen nicht, dass der Geschadigte nach seiner eigenen,
gegen den Angeklagten gerichteten Tathandlung von diesem abliel? und daher eine Gefahr fur eine erneute Verletzung
der kérperlichen Integritdt des Angeklagten objektiv nicht mehr bestand. Der Umstand, dass der Geschadigte vor den
beiden todlichen Stichen weitere gegen seinen Korper gefiihrte Stichbewegungen abwehren konnte, belegt nicht
zwangslaufig die Beendigung des von ihm zunachst begonnenen Angriffs.

Die bisherigen Feststellungen stehen auch dem erforderlichen Verteidigungswillen des Angeklagten nicht entgegen. Dass
ein - moglicherweise zu Beginn des Einsatzes des Messers gegebener - Verteidigungszweck seines Handelns im Verlauf
des Geschehens so sehr in den Hintergrund geriickt sein kénnte, dass er génzich nebenséachlich geworden ware (vgl.
BGH, Beschluss vom 9. September 2024 - 2 StR 211/24, Rn. 19 mwN), hat die Strafkammer nicht festgestellt.

3. Der Schuldspruch wegen Totschlags kann danach keinen Bestand haben. Der Senat hebt die Feststellungen
vollstandig auf, um dem neuen Tatgericht eine umfassende neue Bewertung der Situation zu erméglichen.

2/2



	Rechtsprechung (hrr-strafrecht.de)
	BGH 2 StR 530/24 - Beschluss vom 7. Januar 2025 (LG Köln)
	Notwehr (Gegenwärtigkeit: Wiederholungsgefahr; Verteidigungswille).   § 32 StGB
	Leitsatz des Bearbeiters
	Ein gegenwärtiger Angriff dauert nach einer Verletzungshandlung so lange an, wie eine Wiederholung und damit ein erneutes Umschlagen in eine Verletzung unmittelbar zu befürchten ist. Dabei kommt es auf die objektive Sachlage an. Entscheidend sind dabei nicht die Befürchtungen des Angegriffenen, sondern die Absichten des Angreifers und die von ihm ausgehende Gefahr einer (neuerlich oder unverändert) fortdauernden Rechtsgutverletzung. Für die Beurteilung der Notwehrlage ist auf den Zeitpunkt der Tathandlung, mithin des Einsatzes des Tatwerkzeugs, abzustellen, so dass es darauf ankommt, wie sich die Situation in diesem Moment darstellte.
	Entscheidungstenor
	Gründe



